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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 55. 


(Nr. 3064.) Verordnung, betreffend die Aufloͤſung der zur Vereinbarung der Verfaſſung 
berufenen Verſammlung. Vom 5. Dezember 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden „Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
haben aus dem beifolgenden Berichte Unſeres Staatsminiſteriums uͤber die 
p^ letzten Sitzungen der zur Vereinbarung der Verfaſſung berufenen Verſamm— 
lung zu Unſerem tiefen Schmerze die Ueberzeugung gewonnen, daß das große 
Werk, zu welchem dieſe Verſammlung berufen iſt, mit derſelben, ohne Ver: 
letzung der Wuͤrde Unſerer Krone und ohne Beeintraͤchtigung des davon un— 
zertrennlichen Wohles des Landes, nicht laͤnger fortgefuͤhrt werden kann. Wir 
verordnen demnach, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


i ove R 
Die zur Vereinbarung der Verfaſſung berufene Verſammlung wird 
hierdurch aufgelöft. 
H. 2. 


Unſer Staatsminiſterium wird mit Ausfuͤhrung dieſer Verordnung be— 
auftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Potsdam, den 5. Dezember 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
Rintelen. v. d. Heydt. 


Jahrgang 4818. (Nr. 3064) 65 An 
Ausgegeben zu Berlin ben 6. Dezember 1848. 
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An des Königs Majeſtaͤt. 


Ew. Königliche Majeſtaͤt haben durch bie Botſchaft vom Sten v. M., 
aus den darin angefuͤhrten Gruͤnden, den Sitz der zur Vereinbarung der Ver— 
faſſung berufenen Verſammlung von Berlin nach Brandenburg verlegt und die 
Verſammlung aufgefordert, zur Fortſetzung ihrer ſofort abzubrechenden Bera⸗ 
thungen am 27ften v. M. in Brandenburg wieder zuſammenzutreten. Durch 
dieſe Anordnung, welche lediglich den Zweck hatte, die Freiheit der Berathun— 
gen der Volksvertreter vor den anarchiſchen Bewegungen in der Hauptſtadt 
und ihren terroriſtiſchen Einfluͤſſen fiber zu ftellen, glaubten Ew. Königliche 
Majeſtaͤt nicht nur ein unzweifelhaftes Recht der Krone, ſondern auch eine, 
durch die Ruͤckſicht auf das Wohl des Landes dringend gebotene Pflicht aus⸗ 
zuuͤben. Leider! iſt Ew. Koͤniglichen Majeſtaͤt wohlmeinende Abſicht dabei von 
einem großen Theile ber Verſammlung verkannt worden. Uneingedenk ihrer 
wahren Aufgabe und ihrer Pflichten gegen die Krone und das Land, hat die 
Mehrzahl der Abgeordneten ihre Berathungen, der von Ew. Königlichen Ma⸗ 
jeſtaͤt angeordneten Vertagung derſelben ungeachtet, eigenmächtig in Berlin 
fortgeſetzt und ſich angemaßt, als eine ſouveraine Gewalt uͤber Rechte der 
Krone zu entſcheiden. Sie hat ferner die von Ew. Königlichen Majeſtät auf 
Grund einer klaren geſetzlichen Beſtimmung ausgeſprochene Auf loͤſung der Ber⸗ 
liner Buͤrgerwehr für eine ungeſetzliche Maßregel erklaͤrt und dadurch die ge⸗ 
dachte Buͤrgerwehr zum Widerſtande gegen die Ausfuͤhrung jener Anordnung 
aufgereizt. Sie hat endlich ſich nicht geſcheut, durch die an das Volk gerich⸗ 
tete Aufforderung zur Verweigerung der geſetzlichen Steuern die Brandfackel 
der Anarchie in das Land zu ſchleudern und den ganzen Staatsverband dem 
Umſturz Preis zu geben. Durch dieſe eben fo rechtswidrigen wie verderblichen 
Beſchluͤſſe hatte die in Berlin forttagende Mehrzahl der Mitglieder der Ver— 
ſammlung offen mit der Krone gebrochen und Ew. Koͤnigl. Majeſtaͤt gegen⸗ 
über einen Standpunkt eingenommen, bei deſſen Feſthaltung die Möglichkeit 
einer befriedigenden Vereinbarung des Verfaſſungswerkes nicht abzuſehen war. 
Hiernach wären Ew. Koͤnigl. Majeſtaͤt ſchon damals, unmittelbar nach dem 
Steuerverweigerungs-Beſchluß, unzweifelhaft berechtigt geweſen, die Verſamm⸗ 
lung aufzulöfen. Gleichwohl gaben Ew. Koͤnigl. Majeſtaͤt die Hoffnung noch 
nicht auf, daß die ſeildem laut gewordene Stimme des Landes und die durch 
eine leidenſchaftliche Auffaſſung vorübergehend zuruͤckgedraͤngte Vaterlandsliebe 
viele jener Abgeordneten von dem betretenen Abwege zuruͤckfuͤhren, daß unter 
deren Hinzutritt die Verſammlung nach Ablauf der Vertagungsfriſt in beſchluß— 
faͤhiger Zahl ſich neu konſtituiren, daß fie dann die Ungeſetzlichkeit und Unguͤl⸗ 
tigkeit der waͤhrend der Vertagungsfriſt von einem Theile ihrer Mitglieder ge— 
faßten Beſchluͤſſe in einer unzweideutigen Weiſe anerkennen, und daß es ſo der 
Krone werde moͤglich gemacht werden, die abgebrochenen Vereinbarungs-Ver— 
handlungen wieder aufzunehmen und bald zu einem gedeihlichen Ziele zu fuͤh— 
ren. Wäre dies gelungen, fo würde es auch möglich geworden fein, noch 
einige zur Verbeſſerung der Lage der baͤuerlichen Beſitzer und zur Erfuͤllung 
anderer dringenden Wuͤnſche des Landes ſchon vorbereitete Geſetze, im Ver— 
ein mit der Verſammlung, bald zu Stande zu bringen. a 

w. 


a 


Ew. Majeſtaͤt Hoffnungen find indeffen leider! durch die Greigniffe der 
letzten Woche getauſcht worden. Nachdem die ihrer Pflicht gegen Ew. Koͤnigl. 
Majeſtaͤt und das Vaterland getreuen Abgeordneten vier Tage hinter einander, 
vom 27ften bis zum 30ſten v. M., zu Brandenburg in nicht beſchlußfaͤhiger 
Zahl verſammelt geweſen waren, wurde die Verſammlung endlich am ſſten d. 
M. durch den Hinzutritt eines großen Theils derjenigen Abgeordneten beſchluß⸗ 
faͤhig, welche ſich bis dahin der durch die Botſchaft vom Sten v. M. angeord⸗ 
neten Verlegung der Verſammlung widerſetzt hatten. Anſtatt aber dieſen Wi⸗ 
derſtand aufzugeben, erklaͤrte der Wortfuͤhrer der hinzugetretenen Mitglieder, 
daß dieſelben, um die beabſichtigte Einberufung ihrer Stellvertreter abzuwen⸗ 
den und nicht in Befolgung der Anordnungen Ew. Majeſtaͤt, ſondern lediglich 
deshalb erſchienen ſeien, weil das während der Vertagungsfriſt von den in 
Berlin zuruͤckgebliebenen Mitgliedern gewaͤhlte Praͤſidium die Verſammlung 
nach Brandenburg berufen habe. Zugleich wurde von dieſem Theile der Ver⸗ 
ſammlung ein auf Vertagung bis zum 4ten d. M. geſtellter Antrag in der 
von ihrem Wortfuͤhrer ausgeſprochenen Abſicht unterſtützt, um fuͤr diejenigen 
Ausgebliebenen, denen die Berufung des Präſidiums noch nicht zugegangen ſei, 
Zeit zu gewinnen. Als hierauf der Vertagungsantrag verworfen war, verlie⸗ 
ßen jene neu hinzugetretenen Abgeordneten beinahe ſaͤmmtlich die Verſammlung, 
welche dadurch wieder beſchlußunfaͤhig und außer Stand geſetzt wurde, fid neu 
zu konſtituiren. 

Dieſer Vorgang, welcher auf den pflichtgetreuen Theil der Verſamm⸗ 
lung, wie auf jeden dabei anweſenden Freund des Vaterlandes einen tief ver⸗ 
letzenden Eindruck machte, giebt den deutlichen Beweis, daß von derjenigen 
Fraktion der Abgeordneten, die nach dem hten v. M. in Berlin fortgetagt hat, 
ein großer, noch immer die Mehrzahl ber ganzen Verſammlung bildender Theil 
in offener Auflehnung gegen die von Ew. Königlichen Majeſtaͤt in der Botſchaft 
vom Sten v. M. getroffenen Anordnungen, wit auf einem Standpunkte ver⸗ 
harrt, welcher, nach unſerer pflichtmaͤßigen Ueberzeugung, die Moͤglichkeit einer 
Vereinbarung mit der Krone ausſchließt. Bei der numeriſchen Starke dieſer 
Partei würde es jederzeit von ihrem Belieben abhangen, die Verſammlung 
— wie es am iſten d. M. geſchehen iſt — beſchlußunfaͤhig zu machen, ohne 
daß gegen ein ſolches Beginnen die fruͤher beabſichtigte Einberufung der Stell— 
vertreter, die ohnehin waͤhrend der Anweſenheit der Abgeordneten geſetzlich nicht 
zu begründen wäre, genuͤgenden Schutz gewaͤhren koͤnnte. 

Die zur Vereinbarung der Verfaſſung berufene Verſammlung befindet 
ſich hiernach in einem Zuſtande ſo tiefer innerer Zerruͤttung, daß mit ihr die 
Verfaſſungsberathung ohne Verletzung der Wuͤrde der Krone nach unſerer 
Anſicht nicht länger fortgeſetzt werden kann. Wir beklagen dies um ſo ſchmerz— 
licher, je zuverſichtlicher wir von der Fortfuͤhrung der Vereinbarungsverhand— 
lungen mit denjenigen Abgeordneten, welche der von Ew. Majeſtaͤt ergangenen 
Berufung nach Brandenburg, zum Theil ſeloſt unter Aufopferung fruͤher ver⸗ 
fochtener Anſichten, ſchuldige Folge geleiſtet hatten, ein fuͤr das Vaterland ge— 
deihliches Reſultat erwarten durften. Gleichwohl glauben wir eine nochmalige 
Wiederholung des in der vorigen Woche fuͤnfmal mißlungenen Verſuchs einer 
neuen Konſtituirung der Verſammlung pflichtmaͤßig widerrathen zu muͤſſen, 
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weil ſich mit großer Wahrſcheinlichkeit vorausſehen laͤßt, daß dabei die tiefe 
Zerriſſenheit der Verſammlung und ihre unverkennbare innerliche Aufloͤſung in 
aͤhnlicher Weiſe, wie am Aften b. M., zur Trauer aller wahren Vaterlands— 
freunde hervortreten wuͤrde. 

Ew. Koͤnigliche Majeſtaͤt koͤnnen wir demnach nur die ſofortige Auflö- 
ſung der zur Vereinbarung der Verfaſſung berufenen Verſammlung anrathen, 
und erlauben uns, den Entwurf der diesfälligen Verordnung zu Ew. Koͤnig⸗ 
lichen Majeſtaͤt Allerhoͤchſter Vollziehung ehrfurchtsvoll beizufuͤgen. 

Gewiß iſt dieſe Vereitelung des vor laͤnger als ſechs Monaten begon⸗ 
nenen Verſuchs der Vereinbarung einer Verfaſſung zwiſchen der Krone und 
den Vertretern des Volks ein ſehr beklagenswerthes Ereigniß. Wahrhaft ver— 
derblich aber wuͤrde es ſein, wenn, um dieſer Vereitelung willen, die Sehnſucht 
des Landes nach einer Verfaſſung, von welcher es Wiederherſtellung eines feſten 
Rechtszuſtandes und des in allen Verhaͤltniſſen des oͤffentlichen Lebens geſtoͤr⸗ 
ten Vertrauens mit Recht erwarten darf, noch laͤngere Zeit unbefriedigt blei- 
ben ſollte. Ew. Koͤnigliche Majeſtaͤt koͤnnen wir daher nur pflichtmaͤßig rathen, 
Ihrem Volke eine Verfaſſung, die zur Begrundung, Befeſtigung und Erhal— 
tung wahrer Freiheit geeignet iſt, unverzüglich unter dem Vorbehalt zu gewaͤh⸗ 
ren, daß dieſelbe von den zunaͤchſt, und zwar ſofort, zu berufenden Kammern 
einer Reviſion zu unterwerfen ſei. Wir haben eine ſolche Verfaſſung unter 
a Feſthaltung ber von Ew. Königlichen Majeſtaͤt im März d. J. ertheil⸗ 
ten Verheißungen entworfen und dabei nicht nur die Vorarbeiten der zur Ver⸗ 
einbarung der Verfaſſung berufenen Verſammlung, ſondern auch die bisheri— 
gen Beſchluͤſſe der deutſchen National⸗Verſammlung, deren fernere Beſchluͤſſe 
auch bei der vorzubehaltenden Reviſion zu beachten ſein werden, ſorgfaͤltig be— 
ruͤckſichtigt. Indem wir dieſen Entwurf, nebſt dem Entwurf eines Wahlge⸗ 
ſetzes, hierbei unterthaͤnigſt vorlegen, ſtellen wir Ew. Königlichen Majeſlaͤt die 
Vollziehung derſelben ehrfurchtsvoll anheim. 

Schließlich behalten wir uns vor, bei Ew. Königlichen Majeftät den 
proviſoriſchen Erlaß verſchiedener, zur Befriedigung dringender Beduͤrfniſſe des 
Landes erforderlichen Verordnungen in den nádjfiem Tagen unterthaͤnigſt zu 
beantragen. 

Berlin, den 5. Dezember 1848. 


Das Staatsminiſterium. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
x Rintelen. v. b. Heydt. 
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(Fr. 3065.) Verfaſſungsurkunde fuͤr den Preußiſchen Staat. Vom 5. Dezember 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ac. 


thun kund und fuͤgen zu wiſſen: daß Wir in Folge der eingetretenen au - 
dentlichen Verhaͤltniſſe, welche die beabſichügte e der Verfassung 
unmoͤglich gemacht und, entſprechend den dringenden Forderungen des öffent» 
lichen Wohls, in möglichfter Beruͤckſichtigung der, von den gewählten Vertre- 
tern des Volkes ausgegangenen, umfaſſenden Vorarbeiten die nachfolgende 
Verfaſſungsurkunde zu erlaffen beſchloſſen haben, vorbehaltlich der am Schluſſe 
angeordneten Nevifion derſelben im ordentlichen Wege der Geſetzgebung. 

= mu verfünden demnach bie Verfaſſung für den Preußiſchen Staat 


Titel J. 
Vom Staatsgebiete. 


Artikel 1. 


Alle Landestheile der Monarchie in i ui 
das Preußiſche Staatsgebiet. rchie in ihrem gegenwaͤrtigen Umfange bilden 


Artikel 2. 


Die Graͤnzen dieſes Staatsgebietes fónnen nur durch ein Geſetz veraͤn— 


dert werden. 


SILel , 
Von den Rechten der Preußen. 


Artikel 3. 

Die Verfaſſung und das Geſetz beſtimmen, unter welchen Bedin 
die Eigenſchaft eines Preußen und di ii gungen 
geübt vt verloren ign W 

Artikel 4. 

Alle Preußen ſind vor dem Geſetze gleich. Standesvorrechte finden 
nicht ſtatt. Die oͤffentlichen Aemter ſind ür alle da ibi i 
emer find f zu Befaͤhigten gleich 

Artikel 5. 

Die perfönliche Freiheit iſt gewaͤhrleiſtet. Die Bedingungen und » 
men, unter welchen eine Verhaftung zuläffig iſt, find 7 das Geſet pis 
Schutze der perfönlichen Freiheit vom 24, September laufenden Jabres 
beſtimmt. 
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- Artifel 6. 

Die Wob nung iſt unverletzlich. Das Eindringen in diefelbe und Haus⸗ 
ſuchungen find nur in den geſetzlich beſtimmten Fällen und Formen geſtattet. 
Die Beſchlagnahme von Briefen und Papieren darf, außer bei einer Verhaf⸗ 
tung oder Hausfuchuug, nur auf Grund eines richterlichen Befehles vorgenom— 
men werden. 


Artikel 7. 


Niemand darf ſeinem geſetzlichen Richter entzogen werden. Ausnahme⸗ 
Gerichte und außerordentliche Kommifjionen, ſoweit fie nicht durch dieſe Ver⸗ 
faſſungsurkunde für zuläffig, erklärt werden, find unſtatthaft. Strafen fónnen 
nur in Gemaͤßheit des Geſetzes angedroht ober verhängt werden. 


Artikel 8. 

Das Eigenthum iſt unverletzlich. Es kann nur aus Gruͤnden des óffent- 
lichen Wohles gegen vorgaͤngige, in dringenden Fällen wenigſtens vorläufig 
feſtzuſtellende, Entſchaͤdigung nach Maßgabe des Geſetzes entzogen oder be— 
ſchraͤnkt werden. | 

Artikel 9, 


Der bürgerliche Tod unb die Strafe ber Vermoͤgenseinziehung finden 
nicht Statt. 


Artikel 10, 


ps. HL 2 7 Die Freiheit ber Auswanderung iſt von Staats wegen nicht beſchraͤnkt. 
p 2-2 Abzugsgelder dürfen nicht erhoben werden. 

5 a Artikel 11. 

ama. Die Freiheit des religiöfen Bekenntniſſes, der Vereinigung zu Religions: 


Geſellſchaften (Art. 28. und 29.) und der gemeinſamen oͤffentlichen Religions— 

Uebung wird gewaͤhrleiſtet. Der Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbuͤrgerlichen 

Rechte ift unabhängig von dem religiöfen Bekenntniſſe und der Theilnahme an 

irgend einer Religionsgeſellſchaft. Den bürgerlichen und ſtaatsbuͤrgerlichen 

eben darf durch die Ausuͤbung der Religionsfreiheit kein Abbruch ge⸗ 
ehen. 


Artikel 12. 


Die evangeliſche und die roͤmiſchkatholiſche Kirche, ſowie jede andere 
Religionsgeſellſchaft, ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtſtaͤndig und 
bleibt im Beſitz und Genuß ber für ihre Kultus-, Unterrichts- und Wohlthaͤ⸗ 
tigkeitszwecke beſtimmten Anſtalten, Stiftungen und Fonds. f 


Artikel 13. 


Der Verkehr der Religionsgeſellſchaften mit ihren Oberen iſt ungehindert. 
Die Bekanntmachung ihrer Anordnungen iſt nur denjenigen Beſchraͤnkungen unter⸗ 
worfen, welchen alle uͤbrigen Veroͤffentlichungen unterliegen. 9 

ES 
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Artikel 14. 
Ueber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter welchen daſſelbe 
aufzuheben, wird ein beſonderes Geſetz ergehen. 


Artikel 15. 


Das dem Staate zuftehende Vorſchlags⸗, Wahl- oder Beſtaͤtigungsrecht 
bei Beſetzung kirchlicher Stellen iſt REA i 


Artikel 16. 
Die buͤrgerliche Gültigkeit der Ehe wird durch deren Abſchließung vor 
den dazu befitmmmfen Eivilſtands⸗Beamten bedingt. Die kirchliche Trauung 
kann nur nach der Vollziehung des Civilaktes ftattfinden. 


Artikel 17. 

Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre iſt frei. 

Artikel 18. 

Der preußiſchen Jugend wird durch genuͤgende öffentliche Anftalten das 
Recht auf allgemeine Volksbildung gewaͤhrleiſtet. 

Aeltern und Vormuͤnder find verpflichtet, ihren Kindern oder Pflege⸗ 
befohlenen den zur allgemeinen Volksbildung erforderlichen Unterricht ertheilen 
u laſſen und müſſen ſich in dieſer Beziehung den Beſtimmungen unterwerfen, 
welche das Unterrichtsgeſetz aufſtellen wird. 


Artikel 19. 
Unterricht zu ertheilen und Unterrichtsanſtalten zu gründen, ſteht Jedem 


frei, wenn er feine ſittliche, wiſſenſchaftliche und techniſche Befaͤhigun den be⸗ 
treffenden Staatsbehoͤrden nachgewieſen hat. e 
Artikel 20. 
Die öffentlichen Volksſchulen, fo wie alle übrigen Erziehungs- und Un⸗ 


terrichtsanſtalten ſtehen unter ber Aufſicht eigener, vom Staate ernannter Be⸗ 
hoͤrden. Die offentlichen Lehrer haben die Rechte der Staatsdiener. 


Artikel 21. 
Die Leitung der äußeren Angelegenheiten der Volksſchule und die Wahl 
der Lehrer, welche ihre ſittliche und techniſche Befaͤhigung den betreffenden 


Staatsbehoͤrden gegenuͤber zuvor nachgewieſen haben muͤſſen, ſtehen der Ge— 


meinde zu. x 
Den religiöfen Unterricht in der Volksſchule beſorgen und uͤberwachen 


die betreffenden Religionsgeſellſchaften. 
Artikel 22. 
Die Mittel zur Errichtung, Unterhaltung und Erweiterung der oͤffent⸗ 
lichen Volksſchule werden von den Gemeinden und im Falle des nachgewieſe⸗ 
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nen Unvermoͤgens ergaͤnzungsweiſe vom Staate aufgebracht. Die auf beſon⸗ 
deren Rechtstiteln beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben beſtehen. 
In der öffentlichen Volksſchule wird der Unterricht unentgeltlich erteilt. 


Artikel 23. 


Ein beſonderes Geſetz regelt das geſammte Unterrichtsweſen. Der 
Gchal gewaͤhrleiſtet den Volksſchullehrern ein beſtimmtes auskoͤmmliches 
ehalt. E 


Artikel 24, 


Jeder Preuße hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck und bildliche 
Darſtellung ſeine Gedanken frei zu aͤußern. 

Die Preßfreiheit darf unter keinen Umſtaͤnden und in keiner Weiſe, na— 
mentlich weder durch Cenſur, noch durch Konzeſſionen und Sicherheitsbeſtellun— 
gen, weder durch Staatsauflagen noch durch Beſchraͤnkungen der Druckereien 
und des Buchhandels, noch endlich durch Poſtverbote und ungleichmaͤßigen Poſt⸗ 
ſatz oder durch andere Hemmungen des freien Verkehrs beſchraͤnkt, ſuspendirt 
oder aufgehoben werden. 


Artikel 95, 


Vergehen, welche durch Wort, Schrift, Druck oder bildliche Darſtellung 
begangen werden, ſind nach den allgemeinen Strafgeſetzen zu beſtrafen. Vor 
der erfolgten Reviſion des Strafrechts wird darüber ein beſonderes vorlaͤufiges 
Geſetz ergehen. Bis zu deſſen Erſcheinen bleibt es bei den jetzt geltenden all— 
gemeinen Strafgeſetzen. 


Artikel 26. 


Iſt der Verfaſſer einer Schrift bekannt und im Bereiche der richter— 
lichen Gewalt des Staates, ſo duͤrfen Verleger, Drucker und Vertheiler, wenn 
deren Mitſchuld nicht durch andere Thatſachen begruͤndet wird, nicht verfolgt 
meet Auf ber Druckſchrift muß der Verleger und der Drucker genannt 
ein. 


Artikel 27. 


Alle Preußen find berechtigt, fic ohne vorgaͤngige obrigkeitliche Erlaub— 
nif friedlich und ohne Waffen in geſchloſſenen Räumen zu verſammeln. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf Verſammlungen unter freiem 
Himmel, welche in allen Beziehungen der Verfuͤgung des Geſetzes unterwor— 
fen ſind. Bis zum Erlaß eines ſolchen Geſetzes iſt von Verſammlungen unter 
freiem Himmel 24 Stunden vorher der Orts-Polizeibehoͤrde Anzeige zu machen, 
welche die Verſammlung zu verbieten hat, wenn ſie dieſelbe fuͤr die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung gefaͤhrlich erachtet. 


Artikel 28. 


Alle Preußen haben das Recht, ſich zu ſolchen Zwecken, welche den 
Strafgeſetzen nicht zuwiderlaufen, in Geſellſchaften zu vereinigen. 
Ar⸗ 
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Artikel 29. 


Die Bedingungen, unter welchen Korporationsrechte ertheilt oder ver— 
weigert werden, beſtimmt das Geſetz. P b ver⸗ 


Artikel 30. 


Das Petitionsrecht ſteht allen Preußen zu. Petitionen unter einem Ge⸗ 
ſammtnamen ſind nur Behoͤrden und Korporationen geſtattet. 
e 


- Artikel 31. 

Das Briefgeheimniß iſt unverletzlich. Die bei ſtrafgerichtlichen Unter⸗ 
ſuchungen und in Kriegsfaͤllen nothwendigen Beſchraͤnkungen ſind durch die 
Geſetzgebung feſizuſtellen. Das Geſetz bezeichnet die Beamten, welche fuͤr die 
ENG des Geheimniſſes der der Poſt anvertrauten Briefe verantwortlich 
ind. 

Artikel 32. 

Alle Preußen (ib wehrpflichtig. Den Umfang und die Art dieſer 
Pflicht beſtimmt das Geſetz. Auf das Heer finden die in den Hö. 5. b. 27. s 
enthaltenen Beſtimmungen in ſoweit Anwendung, als die militaͤriſchen Diszi⸗ 
plinar⸗Vorſchriften nicht entgegen ſtehen. 


Artikel 33. 
Die bewaffnete Macht beſteht: aus dem ſteh 
rasch. ſteht: au ſtehenden Heere, der Landwehr, 
Beſondere Geſetze regeln die Art und Weiſe der Einſtellung und die 
Dienſtzeit. 
8 Artikel 34. 
! Die bewaffnete Macht kann zur Unterdruͤckung innerer Unruhen und zur 
Ausfuͤhrung der Geſetze nur auf Requiſition der Civil⸗Behoͤrden und in den 
vom Geſetze beſtimmten Fällen und Formen verwendet werden. 


dpt ur Artikel 35. 
Die Einrichtung der Buͤrgerwehr iſt durch ein beſonderes Geſetz geregelt. 


Artikel 36. 

Das Heer ſteht im Kriege und im Dienfte unter der Militär- 
Kriminal- Gerichtsbarkeit und unter dem Militaͤr-Straf-Geſetzbuch; außer 
dem Kriege und dem Dienſte unter Beibehaltung der Militaͤr-Kriminal-Ge⸗ 
richtsbarkeit unter den allgemeinen Strafgeſetzen. Die Beſtimmungen über die 
militäriſche Disziplin im Kriege und Frieden, ſowie die naͤheren Feſtſetzungen 
über den Militaͤr-Gerichtsſtand bleiben Gegenſtand, beſonderer Geſetze. 


Artikel 37. 


Das ſtehende Heer darf nicht berathſchlagen. Ebenſowenig darf es die 
Landwehr, wenn fie zuſammenberufen iſt. Auch wenn ſie nicht zuſammen⸗ 
Jahrgang 1848. (Nr. 3065.) 66 berufen 
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berufen ift, find Verſammlungen und Vereine ber Landwehr zur Berathung 
militaͤriſcher Befehle und Anordnungen nicht geſtattet. 


Artikel 38. 


Die Errichtung von Lehen und die Stiftung von Familien-Fideikom⸗ 
miſſen iſt unterſagt. Die beſtehenden Lehen und Familien-Fideikommiſſe ſollen 
durch geſetzliche Anordnung in freies Eigenthum umgeftaltet werden. 


Artikel 39. — 


Vorſtehende Beſtimmungen (Artikel 38.) finden auf die Thronlehen, das 
Königliche Haus-und Prinzliche Fideikommiß, ſowie auf die außerhalb des 
Staates belegenen Lehen und die ehemals reichsunmittelbaren Beſitzungen und 
Fideikommiſſe, in ſofern letztere durch das deutſche Bundesrecht gewährleiftet 
ſind, zur Zeit keine Anwendung. Die Rechtsverhaͤltniſſe derſelben ſollen durch 
beſondere Geſetze geordnet werden. 


Artikel 40. 


Das Recht der freien Verfuͤgung uͤber das Grundeigenthum unterliegt 
keinen anderen Beſchraͤnkungen, als denen der allgemeinen Geſetzgebung. Die 
Theilbarkeit des Grundeigenthums und die Abloͤsbarkeit der Grundlaften wird 
gewaͤhrleiſtet. i 

Aufgehoben ohne Entſchaͤdigung ſind: 

a) die Gerichtsherrlichkeit, die gutsherrliche Polizei und obrigkeitliche Ge- 
walt, ſowie die gewiſſen Grundſtuͤcken zuſtehenden Hoheitsrechte und 
Privilegien, wogegen die Laſten und Leiſtungen wegfallen, welche den 
bisher Berechtigten oblagen. 

Bis zur Emanirung der neuen Gemeinde-Ordnung bleibt es bei 
den bisherigen Beſtimmungen hinſichtlich der Polizei-Verwaltung. 

b) die aus dieſen Befugniſſen, aus der Schutzherrlichkeit, der fruͤheren Erb⸗ 
unterthaͤnigkeit, der fruͤheren Steuer- und Gewerbe-Verfaſſung, herſtam⸗ 
menden Verpflichtungen. ; 

Bei erblicher Ueberlaſſung eines Grundftüces ifl nur die Uebertra— 
gung des vollen Eigenthums zulaͤſſig; jedoch kann auch hier ein feſter ablös- 
arer Zins vorbehalten werden. 


Titel Il. 
Vom Könige 
8 Artikel 41. 
Die Perſon des Königs iſt unverletzlich. 


Artikel 42. 
i Seine Minifter find verantwortlich. — Alle Regierungs-Akte des Koͤ⸗ 
nigs bedürfen zu ihrer Guͤltigkeit der Gegenzeichnung eines Miniſters, welcher 


dadurch die Verantwortlichkeit uͤbernimmk. " 
tibt i r⸗ 


| 
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Artikel 43. | 
Dem Könige allein ſteht die vollziehende Gewalt zu. Er ernennt und 


entlaͤßt die Miniſter. Er befiehlt die Verkuͤndigung der Geſetze und erlaͤßt 
unverzuͤglich die zu deren Ausfuͤhrung noͤthigen Verordnungen. 


Artikel 44. 
Der Koͤnig fuͤhrt den Oberbefehl uͤber das Heer. 


Artikel 45. 


Er beſetzt alle Stellen in demſelben, ſowie in den uͤbrigen Zweigen des 
Staatsdienſtes, in ſofern nicht das Geſetz ein Anderes verordnet. 


Artikel 46. 

Der König hat das Recht, Krieg zu erklären, Frieden zu ſchließen und 
Vertraͤge mit fremden Regierungen zu errichten. Handelsvertraͤge, ſowie an— 
dere Vertrage, durch welche dem Staate Laſten oder einzelnen Staatsbürgern 
Verpflichtungen auferlegt werden, beduͤrfen zu ihrer Guͤltigkeit der Zuſtimmung 
der Kammern. 

Artikel 47. 

Der Koͤnig hat das Recht der Begnadigung und Strafmilderung. 

Zu Gunſten eines wegen ſeiner Amtshandlungen verurtheilten Miniſters 
kann dieſes Recht nur auf Antrag derjenigen Kammer ausgeuͤbt werden, von 
welcher die Anklage ausgegangen iſt. 

Er kann bereits eingeleitete Unterſuchungen nur auf Grund eines befon= 
deren Geſetzes niederſchlagen. 


: Artikel 48. 
Dem Könige ſteht die Verleihung von Orden und anderen mit Vor— 


rechten nicht verbundenen Auszeichnungen zu. 
Er uͤbt das Muͤnzrecht nach Maaßgabe des Geſetzes. 


Artikel 49. 

Der Koͤnig beruft die Kammern und ſchließt ihre Sitzungen. Er kann 
ſie entweder beide zugleich oder nur eine aufloͤſen. Es muͤſſen aber in einem 
ſolchen Falle innerhalb eines Zeitraums von 40 Tagen nach der Aufloͤſung die 
Waͤhler und innerhalb eines Zeitraums von 60 Tagen nach der Auflöfung die 
Kammern verſammelt werden. 

Artikel 50. 

Der König kann die Kammern vertagen. Ohne deren Zuſtimmung darf 
dieſe Vertagung die Friſt von 30 Tagen nicht uͤberſteigen und waͤhrend derſel— 
ben Seſſion nicht wiederholt werden. 

Artikel 51. 
Die Krone iſt, den Koͤniglichen Hausgeſetzen gemaͤß, erblich in dem 
(Nr. 3065.) 66* Manns⸗ 


Il MES C 


Mannsſtamme des Königlichen Hauſes nach dem Rechte der Erſtgeburt unb 
der agnatiſchen Linealfolge. 
Artikel 52. | 
Der König wird mit Vollendung des 18ten Lebensjahres volljährig. 
Er leiſtet in Gegenwart der vereinigten Kammern das eidliche Geloͤbniß, 


bie Verfaſſung des Königreichs feft und unverbruͤchlich zu halten und in Ueber— 
einſtimmung mit derſelben und den Geſetzen zu regieren. 


Artikel 53. 


Ohne Einwilligung beider Kammern kann der Koͤnig nicht zugleich Herr— 
ſcher fremder Reiche ſein. 

Artikel 54. 

Im Fall ber Minderjährigfeit des Königs vereinigen ſich beide ftam 
mern zu Einer Verſammlung, um die Regentſchaft und die Vormundſchaft an- 
zuordnen, in fofern nicht ſchon durch ein beſonderes Geſetz für Beides Vor⸗ 
ſorge getroffen iſt. 

Artikel 55, 

Iſt der Koͤnig in der Unmoͤglichkeit zu regieren, ſo beruft der Naͤchſte 
zur Krone oder Derjenige, der nach den Hausgeſetzen an deſſen Stelle tritt, 
beide Kammern, um in Gemaͤßheit des Artikels 54. zu handeln. 


Artikel 36. 


Die Regentſchaft kann nur einer Perſon uͤbertragen werden. 

Der Regent ſchwoͤrt bei Antretung der Regentſchaft einen Eid, die Ver— 
faſſung des Königreichs feſt und unverbruͤchlich zu halten und in Uebereinſtim— 
mung mit derſelben und den Geſetzen zu regieren. 


Artikel 57. 


Dem Kron-Fideikommiß⸗Fonds verbleibt die durch das Geſetz vom 
5 Januar 1820. auf die Einkuͤnfte der Domainen und Forſten angewieſene 
ente. 


Titel IV. 
Von den Miniſtern. 
Artikel 38. 


Die Miniſter, ſowie die zu ihrer Vertretung abgeordneten Staatsbeam— 
ten haben Zutritt zu jeder Kammer und muͤſſen auf ihr Verlangen zu jeder 
Zeit gehoͤrt werden. 

Jede Kammer kann die Gegenwart der Miniſter verlangen. 

Die Miniſter haben in einer oder der anderen Kammer nur dann Stimm— 
recht, wenn ſie Mitglieder derſelben ſind. 
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Artikel 59. 


Die Miniſter können durch Beſchluß einer Kammer 

W 2 
brechens der Verfaſſungsverletzung, der Beſtechung und des Babes de 
klagt werden. Ueber ſolche Anklage entſcheidet der oberſte Gerichtshof - 
Monarchie in vereinigten Senaten. So lange noch zwei oberſte Gerichtshoͤfe 
beleben, 1 d zu obigem Zwecke zuſammen. 

Die naͤheren Beſtimmungen über die Fälle der Verantwortlichkeit, ü 

das Verfahren und das Strafmaaß werden einem . Gt ps 


behalten. 


TITYTTI. N, 
Von ben Kammern. 


N ed Artikel 60. 

Die geſetzgebende Gewalt wi i P 

ve mi Kamm 5 ird gemeinſchaftlich durch den Koͤnig und 
Die Uebereinſtimmung d oͤni i ; 1 

Gefehe erforderlich. g des Könige und beider Kammern ift zu jedem 


2 5 Artikel 61. 
di Könige, ſowie jeder Kammer ſteht das Recht zu, Geſetze vor⸗ 
Vorſchlaͤge, welche durch eine der Kamme öni 
Aq D i z rn ober durch den König 
e UNS find, können in derſelben Seſſion nicht wieder vorge 


Artikel 62. 
Die erſte Kammer beſieht aus 180 Mitgliedern. 


Die M Artikel 63. 
Die Mitglieder der erſten Kammer werden durch die Provinzi 
; 2 0 i ( rovinzial⸗ irks⸗ 
und Kreisvertreter erwaͤhlt. (Artikel 104.) Die Provinzial⸗ Bezirks, n Ba 
Ad alen bie d ng Beſtimmung des Wahlde die Wahlkörper 
un : er Bevoͤlkerung auf die Wahlbezi 2 
) Bei der Reviſion ber Verfaſſungsurkunde bleibt zu emá : : N 

i y gen, ob ein Theil de : 
glieder der erften Kammer vom Könige zu ernennen und ob den Obe dünsten 18 
ßen Staͤdte, ſowie den Vertretern der Univerſitaͤten und Akademien ber Wiffenfchaften nnb 
der Künſte, ein Sitz in der Kammer einzuräumen fein möchte, 


Artikel 64, 
Die islaturperi 
feeit Legislaturperiode der erſten Kammer wird auf ſechs Jahre 


(Nr. 3065.) Ar⸗ 
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Artikel 65, 

Wählbar zum Mitgliede der erſten Kammer iſt jeder Preuße, ber das 
40ſte Lebensjahr vollendet, den Vollbeſitz der bargerüchen an in Folge 
rechtskraͤftigen richterlichen Erkenntniſſes nicht verloren und bereits fuͤnf Jahre 
lang dem preußiſchen Staatsverbande angehoͤrt hat. 


Artikel 66. 


Die zweite Kammer beſteht aus 330 Mitgliedern. ; T 
werden nad) Maaßgabe ber Bevoͤlkerung feflgeftetit n. Die Wahlbezirke 


Artikel 67. 

[a AT , 

Jeder ſelbſtſtaͤndige Preuße, welcher das 24fte Lebensjahr vollendet, 
nicht den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskräftigen richter 
lichen Erkenntniſſes verloren hat, iſt in der Gemeinde, worin er feit ſechs Mo- 
naten ſeinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat, ſtimmberechtigter Urwaͤhler, in fo- 
fern er nicht aus öffentlichen Mitteln Armenunterſtuͤtzung erhält. ) f 

*) Bei der Reviſion der Verfaſſungsurkunde bleibt es zu erwaͤgen, ob nicht ein an- 
derer Wahlmodus, namentlich der des Eintheilung nach beſtimmten Klaſſen fuͤr Stadt und 
Land, wobei ſaͤmmtliche bisherigen Urwaͤhler mitwaͤhlen, vorzuziehen ſein moͤchte. 


| Artikel 68. 
Die Urwähler einer jeden Gemeinde wählen auf jed M 
Seelen ihrer Bevoͤlkerung einen Wahlmann. blen auf jede Vollzahl von 250 
Artikel 69. 


„Die Abgeordneten werden durch die Wahlmaͤnner erwaͤhlt. Die Wahl⸗ 
bezirke ſollen ſo organiſirt werden, daß mindeſtens zwei Abgeordnete von einem 
Wahlkoͤrper gewaͤhlt werden. ö 

Artikel 70. 


Die Legislaturperiode der zweiten Kammer wird au drei Jahre 

feſtgeſetzt. i ai 
Artikel 71. 

Zum Abgeordneten der zweiten Kammer ift jeder Preuße wá [bar, der 
das dreißigſte Lebensjahr vollendet, den Vollbeſitz der 3 ed e in 
Folge rechtskraͤftigen richterlichen Erkenntniſſes nicht verloren und bereits ein 
Jahr lang dem preußiſchen Staatsverbande angehoͤrt hat. 


Artikel 72. 
Die Kammern werden nach Ablauf ihrer Legislaturperiode neu gewaͤhlt. 


Ein Gleiches geſchieht im Falle der Aufloͤſung. n beiden Fällen find di 
bisherigen Mitglieder wieder wählbar. giros 8 find bie 
Ar⸗ 
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Artikel 73. 


Das Nähere über bie Ausführung ber Wahlen zu beiden Kammern 
beſtimmt das Wahl-Ausfuͤhrungsgeſetz. 


Artikel 74. 


Stellvertreter fuͤr die Mitglieder der beiden Kammern werden nicht 
gewaͤhlt. 


Artikel 75. 


Die Kammern werden durch den Koͤnig regelmaͤßig im Monat Novem— 
ae jeden Jahres, und außerdem, fo oft es bie Umſtaͤnde erheiſchen, ein— 
erufen. 


Artikel 76. 


Die Eröffnung und die Schließung der Kammern geſchieht durch den 
Koͤnig in Perſon oder durch einen dazu von ihm beauftragten Miniſter in einer 
Sitzung der vereinigten Kammern. 

Beide Kammern werden gleichzeitig berufen, eroͤffnet, vertagt und ge— 
ſchloſſen. i 

Wird eine Kammer aufgelöft, jo wird die andere gleichzeitig vertagt. 


Artikel 77. 


Jede Kammer pruͤft die Legitimation ihrer Mitglieder und entſcheidet 
darüber. Sie regelt ihren Geſchaͤftsgang durch eine Geſchaͤftsordnung und er— 
wählt ihren Praͤſidenten, ihre Vicepraͤſidenten und Schriftführer. 

Beamte beduͤrfen keines Urlaubs zum Eintritt in die Kammer. 

Durch die Annahme eines beſoldeten Staatsamtes oder einer Befoͤrde— 
rung im Staatsdienſte verliert jedes Mitglied einer Kammer Sitz und Stimme 
in derſelben und kann ſeine Stelle nur durch eine neue Wahl wieder erlangen. 

Niemand kann Mitglied beider Kammern ſein. 


Artikel 78. 

Die Sitzungen beider Kammern ſind öffentlich. Jede Kammer tritt auf 
den Antrag ihres Präfidenten oder von 10 Mitgliedern zu einer geheimen 
Sitzung zuſammen, in welcher dann zunaͤchſt uͤber dieſen Antrag zu be— 
ſchließen iſt. 

Artikel 79. 


Keine der beiden Kammern kann einen Beſchluß faſſen, wenn nicht die 
Mehrheit ihrer Mitglieder anweſend iſt. 

Jede Kammer faßt ihre Beſchluͤſſe nach abſoluter Stimmenmehrheit, 
vorbehaltlich der durch die Geſchaͤftsordnung für Wahlen etwa zu beſtimmen⸗ 
den Ausnahmen. 

Artikel 80. 


r Jede Kammer, bat für ſich das Recht, Adreſſen an ben König zu 
richten. 
Gr. 3068.) Nie⸗ 
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Niemand darf den Kammern oder einer derſelben in Perſon eine Bitt⸗ 
ſchrift oder Adreſſe überreichen, 

Jede Kammer kann die an ſie er une Schriften an die Miniſter 

uͤberweiſen und von denſelben Auskunft über eingehende Beſchwerden verlangen. 


Artikel 81. 


Eine jede Kammer hat die Befugniß, Behufs ihrer Information Kom⸗ 
miſſionen zur Unterſuchung von Thatſachen zu ernennen. 


Artikel 82. 


Die Mitglieder beider Kammern ſind Vertreter des ganzen Volkes 
Sie ſtimmen nach ihrer freien Ueberzeugung und ſind an Auftraͤge und In⸗ 
ſtruktionen nicht gebunden. 


Artikel 83. 


Sie koͤnnen weder fuͤr ihre Abſtimmungen in der Kammer, noch fuͤr ihre 
darin ausgeſprochenen Meinungen zur Rechenſchaft gezogen werden. 

Kein Mitglied einer Kammer kann ohne deren Genehmigung waͤhrend 
der Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zur Unter⸗ 
ſuchung gezogen oder verhaftet werden, außer wenn es bei Ausuͤbung der That 
oder binnen der naͤchſten 24 Stunden nach derſelben ergriffen wird. 

* Gleiche Genehmigung iſt bei einer Verhaftung wegen Schulden noth⸗ 
wendig. j 

Jedes Strafverfahren gegen em, Mitglied der Kammern und eine jede 
Unterſuchungs- oder Civilhaft wird fuͤr die Dauer der Sitzung aufgehoben, 
wenn die betreffende Kammer es verlangt. 


Artikel 84. 


d Die Mitglieder der erfien Kammer erhalten weder Reiſekoſten, noch 
Diaͤten. 

Die Mitglieder der zweiten Kammer erhalten aus der Staatskaſſe Reife 
a Diäten nach Maaßgabe des Geſetzes. Ein Verzicht hierauf iſt 
unſtatthaft. 


Titel VI. 
Von der richterlichen Gewalt. 
Artikel 85. 


Die richterliche Gewalt wird im Namen des Koͤnigs durch unabhaͤn⸗ 
giae keiner anderen Autorität als der des Geſetzes unterworfene Gerichte au8- 
geuͤbt. 

Die Urtheile werden im Namen des Königs ausgefertigt und vollſtreckt. 


Artikel 86. 


Die Richter werden vom Koͤnige oder in deſſen Namen auf ihre Lebens⸗ 
zeit ernannt. 
| Sie 


in OR oe 


Sie fónnen nur durch Richterſpruch aus Gründen, welche bie Geſetze 
vorgefehen und beftimmt haben, ihres Amtes entſetzt, zeitweiſe enthoben oder 
unfreiwillig an eine andere Stelle verſetzt und nur aus den Urſachen und unter 
den Formen, welche im Geſetze angegeben ſind, penſionirt werden. 

Auf die Verſetzungen, welche durch Veraͤnderungen in der Organiſation 
der Gerichte oder ihrer Bezirke noͤthig werden, findet dieſe Beſtimmung keine 


Anwendung. 
* 


Artikel 87. 


Den Richtern duͤrfen andere beſoldete Staatsaͤmter nicht uͤbertragen 
werden. Ausnahmen ſind nur auf Grund eines Geſetzes zulaͤſſig. 


; Artikel 88. 
Die Organiſation der Gerichte wird durch das Geſetz beſtimmt. 


Artikel 89. 


Zu einem Richteramte darf nur der berufen werden, welcher ſich zu bem- 
ſelben nach Vorſchrift der Geſetze befaͤhigt hat. Ne 


Artikel 90. 

Gerichte fuͤr beſondere Klaſſen von Angelegenheiten, insbeſondere Han⸗ 
dels -und Gewerbegerichte, ſollen im Wege der Geſetzgebung an den Orten 
errichtet werden, wo das Beduͤrfniß ſolche erfordert. 

Die Firgontiotton und Zuſtaͤndigkeit ber Handelg-, Gewerbe⸗ und Mili- 
tairgerichte, das Verfahren bei denſelben, die Ernennung ihrer Mitglieder, die 
beſonderen Verhaͤltniſſe der Letzteren und die Dauer ihres Amtes werden durch 
das Geſetz fefigeftellt. 5 


Artikel 91. 


Die noch beſtehenden beiden oberſten Gerichtshoͤfe ſollen zu einem einzi- 
gen vereinigt werden. 


n Artikel 92. 

Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gerichte in Zivil⸗ und Straf⸗ 
ſachen ſollen öffentlich ſein. Die Oeffentlichkeit kann jedoch durch ein öffentlich 
zu verfündendes Urtheil ausgeſchloſſen werden, wenn fie der Ordnung oder den 
guten Sitten Gefahr droht. 

Auch in Zivilſachen kann die Oeffentlichkeit durch Geſetze beſchraͤnkt 
werden. 
Artikel 93. 

Bei den mit ſchweren Strafen bedrohten Verbrechen, bei allen politi— 
ſchen Verbrechen und bei Preßvergehen erfolgt die Entſcheidung uͤber die Schuld 
des Angeklagten durch Geſchworene. Die Bildung des Geſchworenengerichts 
wird durch ein Geſetz geregelt. 
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Artikel 94. 


Die Kompetenz der Gerichte und Verwaltungsbehoͤrden wird durch das 
Geſetz beſtimmt. Ueber Kompetenzkonflikte zwiſchen den Verwaltungs⸗ und Ge⸗ 
richtsbehoͤrden entſcheidet ein durch das Geſetz bezeichneter Gerichtshof. 


Artikel 95. 


a Es iſt keine vorgaͤngige Genehmigung der Behörden nöthig, um bfent- 
liche Zivil- und Militairbeamte wegen der durch Ueberſchreitung ihrer Amts— 
befugniſſe veruͤbten Rechtsverletzungen gerichtlich zu belangen. 


Titel VII. : 
Von ben Staatsbeamten. 
Artikel 96. 


Die beſonderen Rechtsverhältniſſe der nicht zum Richterſtande gehoͤrigen 
Staatsbeamten, einſchließlich der Staatsanwaͤlte, ſollen durch ein Geſetz gere⸗ 
gelt werden, welches, ohne die Regierung in der Wahl der ausfuͤhrenden Or⸗ 
gane zweckwidrig zu beſchraͤnken, den Staatsbeamten gegen willkuͤrliche Ent⸗ 
ziehung von Amt und Einkommen angemeſſenen Schutz gewaͤhrt. . 


Artikel 97. 


Auf die Anſpruͤche der vor Verkuͤndigung der Verfaſſungsurkunde etats⸗ 
mäßig angeſtellten Staatsbeamten ſoll im Staatsdienergeſetz beſondere Ruͤckſicht 
genommen werden. 


Titel VIII. 


Von der Finanzverwaltung. 
Artikel 98. 


Alle Einnahmen und Ausgaben des Staats müffen für jedes Jahr im 
Voraus veranſchlagt und auf den Staatshaushalts⸗Etat gebracht werden. 
Letzterer wird jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtellt. 
Artikel 99. 
Steuern und Abgaben fuͤr die Staatskaſſe duͤrfen nur, ſoweit ſie in 
den Staatshaushalts-Etat aufgenommen oder durch beſondere Geſetze angeord- 
net ſind, erhoben werden. 


Artikel 100. 
In Betreff der Steuern koͤnnen Bevorzugungen nicht eingeführt werden. 


Die beſtehende Steuergeſetzgebung wird einer Reviſion unterworfen und 
dabei jede Bevorzugung abgeſchafft. 


Ar⸗ 
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Artikel 101. 


Gebühren koͤnnen Staats- oder Kommunalbeamte nur auf Grund des 
Geſetzes erheben. 


Artikel 102. 


Die Aufnahme von Anleihen fuͤr die Staatskaſſe findet nur auf Grund 
eines Geſetzes ſtatt. Daſſelbe gilt von der Uebernahme von Garantieen zu 
Laſten des Staats. 


Artikel 103. 


Zu Etatsuͤberſchreitungen iſt die nachtraͤgliche Genehmigung der Kam— 
mern erforderlich. Die Rechnungen uͤber den Staatshaushalt werden von der 
Ober⸗Rechnungskammer gepruͤft und feſtgeſtellt. Die allgemeine Rechnung uͤber 
den Staatshaushalt jeden Jahres, einſchließlich einer Ueberſicht der Staats— 
ſchulden, wird von der Ober-Rechnungskammer zur Entlaſtung der Staats— 
regierung den Kammern vorgelegt. 

Ein beſonderes Geſetz wird die Einrichtung und die Befugniſſe der Ober: 
Rechnungskammer beſtimmen. 


iet 


Von den Gemeinde-, Kreis-, Bezirks- und Provinzial— 
Verbaͤnden. 


Artikel 104. 
Das Gebiet des Preußiſchen Staates zerfaͤllt in Provinzen, Bezirke, 
Kreiſe und Gemeinden, deren Vertretung und Bermnhltvag durch beſondere Ge— 
ſetze, unter Feſthaltung folgender Grundſaͤtze, naͤher beſtimmt wird: 


1) Ueber die inneren und beſonderen Angelegenheiten der Provinzen, Be⸗ 
zirke, Kreiſe und Gemeinden beſchließen aus gewählten Vertretern be⸗ 
ſtehende Verſammlungen, deren Beſchluͤſſe durch die Vorſteher der Pro- 
vinzen, Bezirke, Kreiſe und Gemeinden ausgefuͤhrt werden. 

Das Geſetz wird die Fälle beſtimmen, in welchen die Beſchluͤſſe 
der Gemeinde-, Kreis-, Bezirks⸗ und Provinzialvertretung der Ge⸗ 
nehmigung einer höheren Vertretung oder der Staatsregierung unter= 
worfen ſind. 


2) Die Vorſteher der Provinzen, Bezirke und Kreiſe werden von der 
Staatsregierung ernannt, die der Gemeinden von den Gemeindemitglie— 
dern gewählt. 

Die Organiſation der Exekutivgewalt des Staates wird hierdurch 
nicht beruͤhrt. 
Nr. 3065.) 67* 3) Den 
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3) Den Gemeinden insbeſondere ſteht die felbfiftändige Verwaltung ihrer 
Gemeindeangelegenheiten zu, mit Einſchluß der Ortspolizei. Den Zeit⸗ 
punkt und die Bedingungen des Ueberganges der Polizeiverwaltung an 
die Gemeinden wird das Geſetz beſtimmen. 

Die polizeilichen Funktionen konnen in Städten von mehr als 
30,000 Einwohnern auf Staatsorgane uͤbertragen werden. 


4) Die Berathungen der Provinzial, Bezirks-, Kreis⸗ und Gemeindever— 
tretungen ſind in BE öffentlich... Die Ausnahmen beſtimmt das 
Geſetz. Ueber die Einnahmen und Ausgaben muß jaͤhrlich wenigſtens 


ein Bericht veroͤffentlicht werden. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
0 


Artikel 105. 


Geſetze und Verordnungen ſind nur verbindlich, wenn ſie zuvor in der 
vom Geſetze vorgeſchriebenen Form bekannt gemacht worden ſind. 

Wenn die Kammern nicht verſammelt ſind, koͤnnen in dringenden Faͤllen, 
unter Verantwortlichkeit des geſammten Staatsminiſteriums, Verordnungen mit 
Geſetzeskraft erlaſſen werden, dieſelben ſind aber den Kammern bei ihrem naͤch⸗ 
ſten Zuſammentritt zur Genehmigung ſofort vorzulegen. 


Artikel 106, 


Die Verfaſſung kann auf dem ordentlichen Wege der Geſetzgebung ab- 
eaͤndert werden, wobei in jeder Kammer die gewöhnliche abfolute Stimmen: 
mehrheit genügt. 
Artikel 107, 
Die Mitglieder der beiden Kammern unb alle Staatsbeamten haben dem 
Könige und der Verfaſſung Treue und Gehorſam zu ſchwoͤren. 
Artikel 108. 


Die beſtehenden Steuern und Abgaben werden forterhoben, und alle Be⸗ 
ſtimmungen der beſtehenden Geſetzbuͤcher, einzelnen Geſetze und Verordnungen, 
welche der gegenwaͤrtigen Verfaſſung nicht zuwiderlaufen, bleiben in Kraft, bis 
ſie durch ein Geſetz abgeaͤndert werden. 


Artikel 109. 
Alle durch die beſtehenden Geſetze angeordneten Behoͤrden bleiben bis zur 
Ausführung der fie betreffenden organifchen Geſetze in Thaͤtigkeit. 
Artikel 110. 


Fuͤr den Fall eines Krieges oder Aufruhrs koͤnnen die Artikel 5. 6. 7. 
24. 25. 26. 27. und 28. der Verfaſſungsurkunde zeit⸗ und diſtriktsweiſe va 
, aft 
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Kraft geſetzt werben. Die näheren Beſtimmungen darüber bleiben einem be⸗ 
ſonderen Geſetze vorbehalten. Bis dahin bewendet es bei den in dieſer Bezie⸗ 
hung beſtehenden Vorſchriften. 


Uebergangs-Beſtimmungen. 


Artikel 111. 


Sollten durch die fuͤr Deutſchland feſtzuſtellende Verfaſſung Abaͤnderun⸗ 
gen des gegenwärtigen Verfaſſungsgeſetzes noͤthig werden, fo wird der Koͤnig 
dieſelben anordnen und dieſe Anordnungen den Kammern bei ihrer naͤchſten 
Verſammlung mittheilen. 

Die Kammern werden dann Beſchluß daruber faffem, ob die vorläufig 
- eordneten 9[bánberungen mit ber deutſchen Verfaſſung in Uebereinſtimmung 

ehen. 
Artikel 112. 

Die gegenwaͤrtige Verfaſſung ſoll ſofort nach dem erſten Zuſammentritt 
der Kammern einer Reviſion auf dem Wege der 
und Es ee werden. Y : ics cane cv uw 

as im Artikel 52. erwähnte eidliche Gelöbniß des Königs, ſowie bie 
vorgeſchriebene Vereidung der beiden Kammern und aller Sen emen er⸗ 
folgen ſogleich nach vollendeter Reviſion (Art. 107.). 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndige (cori i 2 
a een Snfiegel: Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 

Gegeben Potsdam, den 5. Dezember 1848. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. 
v. Strotha. Rintelen. v. d. Heydt. 


(Nr. 3065—3066.) (Nr. 3066.) 


wi; 


(Nr, 3066.) Patent, betreffend die Zuſammenberufung der Volksvertreter. Vom 5. De⸗ 
zember 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 


haben durch Unſere Verordnung vom heutigen Tage die zur Vereinbarung 
iner Staatsverfaſſung berufene Verſammlung aufgeloͤſt. Zugleich haben Wir, 
in der Abſicht, Unſer getreues Volk ſogleich der von demſelben erſehnten Seg⸗ 
nungen der verheißenen konſtitutionellen Freiheit theilhaftig werden zu laſſen, 
die Regelung der letzteren nicht von dem in feraer Ausſicht ſtehenden Ergebniß 
der Vereinbarung mit einer anderweitigen Volksvertretung abhangig machen 
wollen, dieſelbe vielmehr durch die heute von Uns vollzogene Verfaſſungsur⸗ 
kunde dauernd geſichert. Bei der Feſtſtellung dieſes Staatsgrundgeſetzes iſt 
der von der Regierung vorgelegte Entwurf, welcher nach Maaßgabe der von 
der Verfaſſungskommiſſion der zur Vereinbarung berufenen Verſammlung aus⸗ 
gegangenen Vorſchlaͤge, und der uͤbrigen Vorarbeiten derſelben, ſowie in ge⸗ 
buͤhrender Beruͤckſichtigung der Beſchluͤſſe der deutſchen Nationalverſammlung 
in Frankfurt a. M., modiftzirt wurde, zum Grunde gelegt worden. Wir 
lauben Uns daher der zuverſichtlichen Hoffnung hingeben zu duͤrfen, daß jene 
Verfaſſung den Wuͤnſchen Unſeres getreuen Volkes entſprechen werde. Im 
Artikel 112. iſt überbie eine Reviſton auf dem Wege der Geſetzgebung durch 
die naͤchſte Volksvertretung vorbehalten. Unmittelbar nach erfolgter Reviſion 
werden Wir die von Uns verheißene Vereidung des Heeres auf die Verfaſſung 
veranlaſſen. Der Vorbehalt der Reviſion der Verfaſſung gewährt zugleich die 
Moͤglichkeit, die Verfaſſung des Preußiſchen Staates mit dem im Ausbau be⸗ 
griffenen deutſchen Verfaſſungswerke in Einklang zu bringen. 


Wir verordnen nunmehr, daß die nach der Verfaſſungsurkunde ins Les 
ben zu rufenden Kammern am 20. Februar 1849. in Unſerer Haupt⸗ und Re⸗ 
ſidenzſtadt Berlin ſich verſammeln. Zu dieſem Zwecke haben am 22. Januar 
k. J. ſaͤmmtliche Urwaͤhler im ganzen Staate zur Wahl der Wahlmaͤnner, 
am 5. Februar k. J. die Letzteren zur Wahl der Mitglieder der zweiten Kam⸗ 
mer, am 29. Januar die zur Theilnahme an den Wahlen für die erfte Kam⸗ 
mer berechtigten Wähler zur Wahl von Wahlmaͤnnern, endlich am 12. Fe⸗ 
bruar k. J. die Letzteren zur Wahl der Mitglieder der erſten Kammer zuſam— 
menzutreten. 


Die Ruͤckſicht auf die Unſeren Miniſtern aufgetragene Vorbereitung der 
den Kammern vorzulegenden, in der Verfaſſungsurkunde vorbehaltenen und 
ſonſtigen dringlichen Geſetzentwuͤrfe und der Zeitaufwand, welchen die Wahl⸗ 
operation erheiſchen, geſtatten nicht, Uns fruͤher mit den Vertretern Unſeres 
Volkes zu umgeben. 

Wir erwarten ubrigens mit Zuverſicht, daß bis zum Zeitpunkte der Ver⸗ 


ſammlung der Kammern die Herrſchaft des Geſetzes in Unſerer Haupt⸗ und 
f Re⸗ 
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Reſidenzſtadt durch den guten Sinn ber Bürger der letzteren völlig wiederher⸗ 
eſtellt ſein und den freien Berathungen der Volksvertreter daſelbſt alsdann 
Nichts im Wege ſtehen wird. 


Wir wollen jedoch die Uns beſonders am Herzen liegende Hebung des 
Wohlſtandes der laͤndlichen Bevoͤlkerung, ſowie die keinen Aufſchub duldende 
Befriedigung mehrerer anderer, durch ein dringendes Zeitbeduͤrfniß hervorgeru⸗ 
fener Wuͤnſche Unſeres getreuen Volkes unter jener nothwendigen Verzoͤgerung 
nicht leiden laſſen, und werden daher mehrere Geſetze unter dem Vorbehalt der 
Genehmigung der zunächſt zuſammentretenden Kammern in kuͤrzeſter Zeit zur 
Publikation bringen, unter Anderem: 


1) eine Verordnung uͤber die interimiſtiſche Regulirung der gutsherrlich-baͤuer⸗ 
lichen Verhaͤltniſſe in der Provinz Schleſien; h 


2) eine Verordnung uͤber die Einfuͤhrung des muͤndlichen und öffentlichen 
Verfahrens mit Geſchworenen in Unterſuchungsſachen; 


3) eine Verordnung über Aufhebung des bäuerlichen Erbfolgegeſetzes in 
Weſtphalen; : nd 


,4) eine Verordnung über Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des eri- 
en Gerichtsſtandes, ſowie über die anderweitige Organiſation der 
erichte; 


5) eine Verordnung, betreffend die Aufhebung der Zirkularverfuͤgung vom 
26. Februar 1799. und die Abaͤnderung der Injurienſtrafen. i 
Der naͤchſten Volksvertretung werden zur Berathung vorgelegt werden: 


1) ein Geſetz, betreffend das Recht der Aeltern zur Beſtimmung der Reli— 
gion ihrer Kinder; 


2) ein Geſetz uͤber Regulirung der Muͤhlenabgaben; 


3) ein Geſetz uber die Verpflichtung der Gemeinden zum Schadenserſatz bei 
Tumulten; 


4) ein Geſetz über Aufhebung der Grund- und Klaſſenſteuerbefreiungen und 
wegen Einfuͤhrung einer allgemeinen Grundſteuer; 


5) ein Geſetz uͤber die Einkommenſteuer; 


6) eine neue Abloͤſungsordnung und ein Geſetz, betreffend die unentgeltliche 
Aufhebung verſchiedener Laſten und Abgaben; 


7) eine Gemeindeordnung; 
8) eine Kreis-, Bezirks- und Provinzialordnung; 
9) eine Verordnung, betreffend die Aufhebung einiger Ehehinderniſſe; 
10) eine Verordnung uͤber die Form der Eide. 
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Da die in der Verfaſſungsurkunde beſtimmte Wahl der erſten Kammer 
durch die Kreis ⸗ Bezirks⸗ und Provinzialvertreter wegen des noch nicht er⸗ 
folgten Erſcheinens der Kreise, Bezirks⸗ und Provinzialordnung gegenwaͤrtig 
noch nicht aus fuͤhrbar iſt, ſo haben Wir ein proviſoriſches Wahlgeſetz zur 
Bildung der erſten Kammer fuͤr das erſte Jahr der naͤchſten Legislatur voll⸗ 
zogen. 
Wir geben Uns nunmehr der Hoffnung hin, daß die von Uns verliehene 
Verfaſſung unter Gottes Segen zum größeren Ruhme des Vaterlandes beitra⸗ 
en und das, durch eine Geſchichte von Jahrhunderten begründete, Band gegen 
ſeitiger Anhaͤnglichkeit zwiſchen Unſerem 1 Hauſe und Unſerem ge⸗ 
treuen Volke noch feſter knuͤpfen, ſowie die Wohlfahrt und Freiheit des letz⸗ 
teren dauerhaft begruͤnden werde. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unter rift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 9 ſchrift igedru 
Gegeben Potsdam, den 5. Dezember 1848. 


d. 8s) Briedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. 9 Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
Rintelen. v. d. Heydt. 


(Nr. 3067.) 
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(Nr. 3067.) Interimiſtiſches Wahlgeſetz für die erſte Kammer. Vom 6. Dezember 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen 3c. ꝛc. 


verordnen in Betreff der erſten Wahlen fuͤr die erſte Kammer auf den Antrag 
Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Artikel 1. 


Die erſte Kammer beſteht aus 180 Mitgliedern, die Wahlbezirke werden 
nach Maaßgabe der Bevölkerung feſtgeſtellt. 


Es konnen weder wählen noch gewählt werden Diejenigen, welche in 
Folge rechtskraͤftigen richterlichen Erkenntniſſes den Vollgenuß der bürgerlichen 
Rechte entbehren. 


Artikel 2. 


Fiir die erſte Kammer ift jeder Preuße, welcher das 30fte Lebensjahr 
vollendet hat und einen jährlichen Klaffenfteuerfag von mindeſtens acht Thalern 
zahlt, oder einen Grundbeſitz im Werthe von mindeſtens 5000 Thalern oder 
ie sind AF EUR UE von fuͤnfhundert Thalern nachweiſt, ſtimmbe⸗ 
rechtigter n derjenigen Gemeinde, worin it 6$ i 
E ober Aufenthalt ie G „ er ſeit 6 Monaten ſeinen 

Die Aufftellung der Waͤhlerliſten liegt dem Landrathe unter Mitwirkung 
der Kommunalbehörden ob, in den Städten, die einem Kreisverbande nicht an— 

ehoͤren, dem Kommunalvorſtande. Die Entſcheidung uͤber die dagegen erho— 

benen Reklamationen erfolgt für die klaſſenſteuerpflichtigen Ortſchaften durch die 
nach der Verordnung vom 17. Januar 1830. (Geſetzſammlung Seite 19.) zur 
Mitwirkung bei der Klaſſenſteuer⸗Veranlagung beſtimmte Kommiſſion, für die 
nicht klaſſenſteuerpflichtigen Orte durch eine von den Gemeindebehoͤrden zu bil: 
dende Kommiſſion. 


Artikel 3. 


Je 100 Urwaͤhler waͤhlen einen Wahlmann. 


In jeder Gemeinde, welche 200 oder mehr Urwaͤhler hat, erfolgt die 
Wahl nach Abtheilungen. Die Abtheilungen werden von den Gemeindebehoͤr⸗ 
den in der Art begrenzt, daß in einer Abtheilung nicht mehr als 5 Wahl⸗ 
männer zu wählen find. 

Hat eine Gemeinde oder eine nicht zu einem Gemeindeverbande gehoͤrende 
bewohnte Beſitzung weniger als 100 Urwaͤhler, fo wird dieſelbe durch den Land⸗ 

Jahrgang 1848. (Nr. 3067.) . 68 rat 
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rath mit einer oder mehreren benachbarten Gemeinden zu einem Wahldiſtrikte 
verbunden. 

Artikel 4. 


Die Wahlmaͤnner werden aus der Zahl der ſtimmberechtigten Urwaͤhler 
der Gemeinde (des Diſtrikts, der Abtheilung) gewaͤhlt. 

Die etwa nöthig werdenden Erſatzwahlen werden von den urſpruͤnglich 
gewaͤhlten Wahlmaͤnnern vollzogen; jedoch iſt an die Stelle jedes Wahlmannes, 


welcher durch den Tod, durch Wohnortsveraͤnderung oder auf andere Weiſe 


ausſcheidet, ſofort ein neuer Wahlmann zu waͤhlen. 
Artikel 5. 


Die Mitglieder der erſten Kammer werden durch die Wahlmaͤnner nach 
abſoluter Stimmenmehrheit erwaͤhlt. Die Wahlbezirke ſollen ſo gebildet wer⸗ 
fr in jedem berfelben 2 ober 3 Mitglieder der erften Kammer zu waͤh— 
en ſind. 

Sollten ſich in einem Wahlbezirke weniger als 1000 Urwaͤhler befinden, 
ſo haben letztere die 2 oder 3 Mitglieder der erſten Kammer in 2, beziehungs— 
weiſe 3 Abtheilungen, deren keine mehr als 500 Urwähler umfaſſen darf, di: 
rekt und ohne Vermittelung von Wahlmaͤnnern zu waͤhlen. 


Artikel 6. 
Die Zahl der in jedem Regierungsbezirke zu waͤhlenden Mitglieder der 
erſten Kammer weiſt das anliegende Verzeichniß nach. 
2 Die Bildung der Wahlbezirke iſt durch die Regierungen zu bewirken. 
Artikel 7. 


Die Zahl der Bevoͤlkerung beſtimmt ſich uͤberall nach der im Jahre 1846. 
ſtattgehabten amtlichen Zaͤhlung. 


Artikel 8. 

Zum Mitgliede der erſten Kammer iſt jeder Preuße waͤhlbar, der das 
40ſte Lebensjahr vollendet und bereits 5 Jahre lang dem Preußiſchen Staats— 
Verbande angehoͤrt. 

Artikel 9. 
In den Staͤdten werden die Urwahlen der Wahlmaͤnner durch Beauf⸗ 


tragte des Magiſtrats und da, wo kein Magiſtratskollegium beſteht, des Buͤr⸗ 
germeiſters geleitet. 
Ueber 
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Ueber bie Leitung ber Urwahlen auf dem Lande wird mit Ruͤckſicht auf 
die beſtehende Verſchiedenartigkeit der ländlichen Gemeinde-Einrichtungen Unſer 
Staatsminiſterium das Erforderliche in dem über die Ausführung dieſer Verordnung 
zu erlaſſenden Reglement (Artikel 11.) fefiftellen. 


Die Wahlen der Mitglieder der erſten Kammer werden durch von den 
Regierungen zu beſtimmende Wahlkommiſſare geleitet. 


Artikel 10. 


Die Wahl der Mitglieder der erſten Kammer erfolgt durch ſelbſtgeſchrie— 
bene Stimmzettel nach abſoluter Stimmenmehrheit aller Birhienenen, 


Artikel 11. 


Die zur Ausführung dieſes Geſetzes ſonſt noch erforderlichen Anordnun— 
gen hat Unſer Staatsminiſterium in einem zu erlaſſenden Reglement zu treffen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, den 6. Dezember 1848. 
(L. S) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. 
v. Strotha. Rintelen. v. d. Heydt. 


(Nr. 3067.) 68* Ber: 
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Verzeichni ß 


der in den einzelnen Regierungsbezirken zu waͤhlenden Anzahl von Abgeordneten 
zur erſten Kammer. 


Regierungsbezirk. sur erften Kammer. 
Königsberg. - ene 9 
ne uror 7 
Danzig 5 
Marienwerder 7 
ff. uar à 10 
Bromberg. 7449 5 
Sn vere 5 
Potsdam CR 9 
Frankfurt 9 
GC 6 
Sen enen. 5 
Stralſun Hr... 2 
Breslau n - „3 13 
Oppeln. 11 
Liegnitz... 10 
Magdeburg 8 
Merſeburn ggg 8 

Murter 4 
Muͤnſter 5 
Minden oru 5 
Arnsberd .. 6 

TCT 5 
Duͤſſeldorfr e 10 
Coblenn ern tereeenn 6 
Mer A Be 5 
Aachen ERES 5 


— 180 
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(Nr. 3068.) Wahlgeſetz für bie zweite Kammer. Vom 6. Dezember 1848. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. 3c. 


verordnen in Betreff der Wahlen für die zweite Kammer auf den Antrag Un⸗ 
ſeres Staats miniſteriums, was folgt: 


Artikel 1. 

Die zweite Kammer beſteht aus 350 Mitgliedern. Die Wahlbezirke 

werden nach Maaßgabe der Bevoͤlkerung feſtgeſtellt. 
Es koͤnnen weder waͤhlen noch gewaͤhlt werden Diejenigen, welche in 
Folge rechtskraͤftigen richterlichen Erkenntniſſes den Vollgenuß der buͤrgerlichen 
Rechte entbehren. 
Artikel 2. 

Fur die zweite Nammer iſt jeder felbftfländige Preuße in derjenigen Ge⸗ 
meinde, worin er, feit 6 Monaten feinen Wohnſttz oder Aufenthalt hat, ſtimm⸗ 
berechtigter Urwaͤhler, in ſofern er nicht aus öffentlichen Mitteln Armenunter⸗ 
ſtuͤtzung erhaͤlt. 

Artikel 3. 
Die Urwaͤhler einer jeden Gemeinde wählen auf jede Vollzapt von 250 
Seelen ihrer Bevölkerung einen Wahlmann. 

Erreicht die Bevölkerung einer Gemeinde nicht die Zahl von 250 Seelen, 
ſo wird die Gemeinde durch den Landrath mit einer oder mehreren zunaͤchſt 
angrenzenden Gemeinden zu einem Wahldiſtrikte vereinigt. 

In jeder Gemeinde von mehr als 1000 Seelen erfolgt die Wahl nach 
Abtheilungen, welche die Gemeindebehoͤrden in der Art zu begrenzen haben, 
daß in einer Abtheilung nicht mehr als zehn Wahlmaͤnner zu waͤhlen ſind. 

„Bewohnte Beſitzungen, welche nicht zu einem Gemeindeverbande gehoͤren 
und nicht bud 250 Seelen enthalten, werden durch ben Landrath Behufs 
der Urwahlen der zunaͤchſt gelegenen Gemeinde zugewieſen. 


Artikel 4. 

Die Wahlmaͤnner werden aus der Zahl der ſtimmberechtigten Urwaͤhler 
der Gemeinde (des Diſtrikts, der Abtheilung) gewaͤhlt. Die etwa nothwendig 
werdenden Erſatzwahlen werden von den uriprünglich gewaͤhlten Wahlmaͤnnern 
vollzogen; jedoch iſt an die Stelle jedes Wahlmannes, welcher durch den Tod, 
durch Wohnorts-Veraͤnderung oder auf andere Weiſe ausſcheidet, ein neuer 
Wahlmann zu wahlen. N 


Artikel 5. 


Die Mitglieder der zweiten Kammer werden durch die Wahlmaͤnner 
(Artikel 3.) erwaͤhlt. Die Wahlbezirke follen fo gebildet werden, daß in jedem 
derſelben mindeſtens zwei Mitglieder zu waͤhlen ſind. 

(Nr. 3068.) Ar: 
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Artikel 6, 

Die Zahl der in jedem Hesse ien zu waͤhlenden Mitglieder 

der zweiten Kammer weiſt das anliegende Verzeichniß nach. Die Bildung der 
JA Wahlbezirke ift durch die Regierung zu bewirken. 


Artikel 7. ö 
Die Zahl der Bevoͤlkerung beſtimmt ſich uͤberall nach der im Jahre 
1846. ſtattgehabten amtlichen Zaͤhlung. 
Artikel 8. 


Zum Mitgliede der zweiten Kammer iſt jeder Preuße waͤhlbar, der das 
30ſte Lebensjahr vollendet hat und bereits ein Jahr lang dem Preußiſchen 
Staatsverbande angehoͤrt. 

Artikel 9. 

Die Urwahlen werden in den Staͤdten durch Beauftragte des Magiſtrats 

und da, wo kein Magiſtratskollegium beſteht, des Buͤrgermeiſters geleitet. 
Ueber die Leitung der Urwahlen auf dem Lande wird mit Ruͤckſicht auf 
die beſtehende Verſchiedenartigkeit der laͤndlichen Gemeinde-Einrichtungen Unſer 
Staatsminiſterium das Erforderliche in dem uͤber die Ausfuͤhrung dieſer Ver⸗ 
ordnung zu erlaſſenden Re lement (Art. 11.) feſtſtellen. 

Die Wahlen der Mitglieder der zweiten Kammer werden durch von 
den Regierungen zu beſtimmende Wahlkommiſſare geleitet. 


Artikel 10. 


Die Wahl der Mitglieder der zweiten Kammer erfolgt durch ſelbſtge⸗ 
ſchriebene Stimmzettel nach abſoluter Stimmenmehrheit aller erſchienenen 
Wahlmänner, und zwar in einem der Hauptorte des Wahlbezirks. 


Artikel 11. 


Die zur Ausfuͤhrung dieſes Geſetzes ſonſt noch erforderlichen Anordnun⸗ 
gen hat Unſer Staatsminiſterium in einem zu erlaſſenden Reglement zu treffen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige— 
drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Potsdam, den 6. Dezember 1848. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. 
v. Strotha. Rintelen. v. d. Heydt. 


Ver⸗ 
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Verzeichniß 


der in den einzelnen Regierungsbezirken zu waͤhlenden Anzahl von Abgeordneten 
zur zweiten Kammer. 


; Anzahl der Abgeordneten 
Regierungsbezirk. — zweiten duse; 

„ T SS rr NATO 18 
DOMUS... Let ec MM. UT 14 
Danzig r e 9 
e 2I So LAT 13 
— mae 20 
C/ 7 zl sv de 10 
„... KESRURPETTH 9 
PP. ĩ erri 18 
FT 18 
in 12 
CC 9 
PPP 4 
ABA. SE NN: aeg 25 
FC reorenpbzr 3515. nm 21 
A 20 
Magdeburg DE. Tagen, Tür m 15 
Rerfedutg ioc anter 2: NE 1893 16 
GINE Liu mne i807 non Hine 7 
Ao 9 
Co 10 
Arnsberg 3 12 
Go 399 Sap 11 
Dafeldorf ^. tere Aauiöteterrune R 19 
eig meriren, Hat 11 
C 11 
Machen N n MP OU; 9 

= 350 
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